
Verfassung des Deutschen Reiches. 
["Frankfurter Reichsverfassung" bzw. "Paulskirchen-Verfassung"] 

[vom 28. März 1849] 
 

  Die deutsche verfassunggebende Nationalversammlung hat beschlossen, und 
verkündigt als Reichsverfassung: 

 
 

Verfassung des deutschen Reiches. 
 
 

Artikel VII. 
§. 33. 

Das deutsche Reich soll Ein Zoll- und Handelsgebiet bilden, umgeben von 
gemeinschaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller Binnengrenzzölle. 

Die Aussonderung einzelner Orte und Gebietstheile aus der Zolllinie bleibt der 
Reichsgewalt vorbehalten. 

Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht zum Reiche gehörige 
Länder und Landestheile mittelst besonderer Verträge dem deutschen Zollgebiete 
anzuschließen. 
 

§. 34. 
Die Reichsgewalt ausschließlich hat die Gesetzgebung über das gesammte 

Zollwesen, so wie über gemeinschaftliche Produktions- und Verbrauchs-Steuern. Welche 
Produktions- und Verbrauchs-Steuern gemeinschaftlich sein sollen, bestimmt die 
Reichsgesetzgebung. 
 

§. 35. 
Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, so wie der gemeinschaftlichen 

Produktions- und Verbrauchs-Steuern, geschieht nach Anordnung und unter Oberaufsicht 
der Reichsgewalt. 

Aus dem Ertrage wird ein bestimmter Theil nach Maaßgabe des ordentlichen 
Budgets für die Ausgaben des Reiches vorweggenommen, das Uebrige wird an die 
einzelnen Staaten vertheilt. 

Ein besonderes Reichsgesetz wird hierüber das Nähere feststellen. 
 

§. 36. 
Auf welche Gegenstände die einzelnen Staaten Produktions- oder Verbrauchs-

Steuern für Rechnung des Staates oder einzelner Gemeinden legen dürfen, und welche 
Bedingungen und Beschränkungen dabei eintreten sollen, wird durch die 
Reichsgesetzgebung bestimmt. 
 

§. 37. 
Die einzelnen deutschen Staaten sind nicht befugt, auf Güter, welche über die 

Reichsgrenze ein- oder ausgehen, Zölle zu legen. 
 

§. 38. 
Die Reichsgewalt hat das Recht der Gesetzgebung über den Handel und die 

Schifffahrt, und überwacht die Ausführung der darüber erlassenen Reichsgesetze. 
 

§. 39. 
Der Reichsgewalt steht es zu, über das Gewerbewesen Reichsgesetze zu erlassen 

und die Ausführung derselben zu überwachen. 
 

§. 40. 
Erfindungs-Patente werden ausschließlich von Reichswegen auf Grundlage eines 

Reichsgesetzes ertheilt; auch steht der Reichsgewalt ausschließlich die Gesetzgebung 
gegen den Nachdruck von Büchern, jedes unbefugte Nachahmen von Kunstwerken, 



Fabrikzeichen, Mustern und Formen und gegen andere Beeinträchtigungen des geistigen 
Eigenthums zu. 
 

Artikel XIII. 
§. 62. 

Die Reichsgewalt hat die Gesetzgebung, soweit es zur Ausführung der ihr 
verfassungsmäßig übertragenen Befugnisse und zum Schutze der ihr überlassenen 
Anstalten erforderlich ist. 
 

§. 63. 
Die Reichsgewalt ist befugt, wenn sie im Gesammtinteresse Deutschlands 

gemeinsame Einrichtungen und Maaßregeln nothwendig findet, die zur Begründung 
derselben erforderlichen Gesetze in den für die Veränderung der Verfassung 
vorgeschriebenen Formen zu erlassen. 
 

§. 64. 
Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlassung allgemeiner Gesetzbücher über 

bürgerliches Recht, Handels- und Wechselrecht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren 
die Rechtseinheit im deutschen Volke zu begründen. 
 

§. 65. 
Alle Gesetze und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten verbindliche Kraft durch 

ihre Verkündung von Reichswegen. 
 

§. 66. 
Reichsgesetze gehen den Gesetzen der Einzelstaaten vor, insofern ihnen nicht 

ausdrücklich eine nur subsidiäre Geltung beigelegt ist. 
 

Artikel XIV. 
§. 67. 

 Die Anstellung der Reichsbeamten geht vom Reiche aus. 
 Die Dienstpragmatik des Reiches wird ein Reichsgesetz feststellen. 

 
 

 
Abschnitt V.   Das Reichsgericht. 

Artikel I. 
§. 125. 

Die dem Reiche zustehende Gerichtsbarkeit wird durch ein Reichsgericht 
ausgeübt. 
 

§. 126. 
Zur Zuständigkeit des Reichsgerichts gehören: 

a) Klagen eines Einzelstaates gegen die Reichsgewalt wegen Verletzung der 
Reichsverfassung durch Erlassung von Reichsgesetzen und durch Maaßregeln der 
Reichsregierung, sowie Klagen der Reichsgewalt gegen einen Einzelstaat wegen 
Verletzung der Reichsverfassung. 

b) Streitigkeiten zwischen dem Staatenhause und dem Volkshause unter sich und 
zwischen jedem von ihnen und der Reichsregierung, welche die Auslegung der 
Reichsverfassung betreffen, wenn die streitenden Theile sich vereinigen, die 
Entscheidung des Reichsgerichts einzuholen. 

c) Politische und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art zwischen den einzelnen 
deutschen Staaten. 

d) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfähigkeit und Regentschaft in den 
Einzelstaaten. 

e) Streitigkeiten zwischen der Regierung eines Einzelstaates und dessen Volksvertretung 
über die Gültigkeit oder Auslegung der Landesverfassung. 



f) Klagen der Angehörigen eines Einzelstaates gegen die Regierung desselben, wegen 
Aufhebung oder verfassungswidriger Veränderung der Landesverfassung. 

Klagen der Angehörigen eines Einzelstaates gegen die Regierung wegen 
Verletzung der Landesverfassung können bei dem Reichsgericht nur angebracht 
werden, wenn die in der Landesverfassung gegebenen Mittel der Abhülfe nicht zur 
Anwendung gebracht werden können. 

g) Klagen deutscher Staatsbürger wegen Verletzung der durch die Reichsverfassung 
ihnen gewährten Rechte. Die näheren Bestimmungen über den Umfang dieses 
Klagerechts und die Art und Weise, dasselbe geltend zu machen, bleiben der 
Reichsgesetzgebung vorbehalten. 

h) Beschwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege, wenn die 
landesgesetzlichen Mittel der Abhülfe erschöpft sind. 

i) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Reichsminister, insofern sie deren 
ministerielle Verantwortlichkeit betreffen. 

k) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Minister der Einzelstaaten, insofern 
sie deren ministerielle Verantwortlichkeit betreffen. 

l) Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Hoch- und Landesverraths gegen das Reich. 
Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichtsbarkeit des 

Reichsgerichts zu überweisen sind, wird späteren Reichsgesetzen vorbehalten. 
m) Klagen gegen den Reichsfiscus. 
n) Klagen gegen deutsche Staaten, wenn die Verpflichtung, dem Anspruche Genüge zu 

leisten, zwischen mehreren Staaten zweifelhaft oder bestritten ist, so wie wenn die 
gemeinschaftliche Verpflichtung gegen mehrere Staaten in einer Klage geltend 
gemacht wird. 

§. 127. 
Ueber die Frage, ob ein Fall zur Entscheidung des Reichsgerichts geeignet sei, 

erkennt einzig und allein das Reichsgericht selbst. 
 

§. 128. 
 Ueber die Einsetzung und Organisation des Reichsgerichts, über das Verfahren 

und die Vollziehung der reichsgerichtlichen Entscheidungen und Verfügungen wird ein 
besonderes Gesetz ergehen. 

 Diesem Gesetze wird auch die Bestimmung, ob und in welchen Fällen bei dem 
Reichsgericht die Urtheilsfällung durch Geschworene erfolgen soll, vorbehalten. 

 Ebenso bleibt vorbehalten: ob und wie weit dieses Gesetz als organisches 
Verfassungsgesetz zu betrachten ist. 
 

§. 129. 
Der Reichsgesetzgebung bleibt es vorbehalten, Admiralitäts- und Seegerichte zu 

errichten, so wie die Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit der Gesandten und Consuln 
des Reiches zu treffen. 

 
Abschnitt VI.   Die Grundrechte des deutschen Volkes. 

§. 130. 
Dem deutschen Volke sollen die nachstehenden Grundrechte gewährleistet sein. 

Sie sollen den Verfassungen der deutschen Einzelstaaten zur Norm dienen, und keine 
Verfassung oder Gesetzgebung eines deutschen Einzelstaates soll dieselben je aufheben 
oder beschränken können. 
 

Artikel I. 
§. 131. 

Das deutsche Volk besteht aus den Angehörigen der Staaten, welche das deutsche 
Reich bilden. 
 

§. 132. 
Jeder Deutsche hat das deutsche Reichsbürgerrecht. Die ihm Kraft dessen 

zustehenden Rechte kann er in jedem deutschen Lande ausüben. Ueber das Recht, zur 
deutschen Reichsversammlung zu wählen, verfügt das Reichswahlgesetz. 



§. 133. 
Jeder Deutsche hat das Recht, an jedem Orte des Reichsgebietes seinen 

Aufenthalt und Wohnsitz zu nehmen, Liegenschaften jeder Art zu erwerben und darüber 
zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnsitz werden durch ein 
Heimathsgesetz, jene für den Gewerbebetrieb durch eine Gewerbeordnung für ganz 
Deutschland von der Reichsgewalt festgesetzt. 
 

§. 134. 
Kein deutscher Staat darf zwischen seinen Angehörigen und andern Deutschen 

einen Unterschied im bürgerlichen, peinlichen und Prozeß-Rechte machen, welcher die 
letzteren als Ausländer zurücksetzt. 
 
 

Artikel VI. 
§. 152. 

Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 
 

§. 153. 
Das Unterrichts- und Erziehungswesen steht unter der Oberaufsicht des Staats, 

und ist, abgesehen vom Religionsunterricht, der Beaufsichtigung der Geistlichkeit als 
solcher enthoben. 
 

§. 154. 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu gründen, zu leiten und an solchen 

Unterricht zu ertheilen, steht jedem Deutschen frei, wenn er seine Befähigung der 
betreffenden Staatsbehörde nachgewiesen hat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt keiner Beschränkung. 
 

§. 155. 
Für die Bildung der deutschen Jugend soll durch öffentliche Schulen überall 

genügend gesorgt werden. 
Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht 

ohne den Unterricht lassen, welcher für die unteren Volksschulen vorgeschrieben ist. 
 

§. 156. 
Die öffentlichen Lehrer haben das Recht der Staatsdiener. 
Der Staat stellt unter gesetzlich geordneter Betheiligung der Gemeinden aus der 

Zahl der Geprüften die Lehrer der Volksschulen an. 
 

§. 157. 
Für den Unterricht in Volksschulen und niederen Gewerbeschulen wird kein 

Schulgeld bezahlt. 
Unbemittelten soll auf allen öffentlichen Unterrichtsanstalten freier Unterricht 

gewährt werden. 
 

§. 158. 
Es steht einem Jeden frei, seinen Beruf zu wählen und sich für denselben 

auszubilden, wie und wo er will. 
 

 
Artikel VIII. 

§. 161. 
Die Deutschen haben das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln; 

einer besonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 
Volksversammlungen unter freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die 

öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werden. 
 



§. 162. 
Die Deutschen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieses Recht soll durch keine 

vorbeugende Maaßregel beschränkt werden. 
 

§. 163. 
Die in den §§. 161 und 162 enthaltenen Bestimmungen finden auf das Heer und 

die Kriegsflotte Anwendung, insoweit die militärischen Disciplinarvorschriften nicht 
entgegenstehen. 
 

Artikel IX. 
§. 164. 

Das Eigenthum ist unverletzlich. 
Eine Enteignung kann nur aus Rücksichten des gemeinen Besten, nur auf Grund 

eines Gesetzes und gegen gerechte Entschädigung vorgenommen werden. 
Das geistige Eigenthum soll durch die Reichsgesetzgebung geschützt werden. 

 
§. 165. 

Jeder Grundeigenthümer kann seinen Grundbesitz unter Lebenden und von Todes 
wegen ganz oder theilweise veräußern. Den Einzelstaaten bleibt überlassen, die 
Durchführung des Grundsatzes der Theilbarkeit alles Grundeigenthums durch 
Uebergangsgesetze zu vermitteln. 

Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechts, Liegenschaften zu erwerben 
und über sie zu verfügen, im Wege der Gesetzgebung aus Gründen des öffentlichen 
Wohls zulässig. 
 

§. 166. 
Jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeitsverband hört für immer auf. 

 
 

Artikel X. 
§. 174. 

Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. Es sollen keine Patrimonialgerichte 
bestehen. 
 

§. 175. 
Die richterliche Gewalt wird selbstständig von den Gerichten geübt. Cabinets- und 

Minsterialjustiz ist unstatthaft. 
Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte 

sollen nie stattfinden. 
 

§. 176. 
Es soll keinen privilegirten Gerichtsstand der Personen oder Güter geben. 
Die Militärgerichtsbarkeit ist auf die Aburtheilung militärischer Verbrechen und 

Vergehen, so wie der Militär-Disciplinarvergehen beschränkt, vorbehaltlich der 
Bestimmungen für den Kriegsstand. 
 

§. 177. 
Kein Richter darf, außer durch Urtheil und Recht, von seinem Amt entfernt, oder 

an Rang und Gehalt beeinträchtigt werden. 
Suspension darf nicht ohne gerichtlichen Beschluß erfolgen. 
Kein Richter darf wider seinen Willen, außer durch gerichtlichen Beschluß in den 

durch das Gesetz bestimmten Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle versetzt oder 
in Ruhestand gesetzt werden. 
 

§. 178. 
Das Gerichtsverfahren soll öffentlich und mündlich sein. 
Ausnahmen von der Oeffentlichkeit bestimmt im Interesse der Sittlichkeit das 

Gesetz. 



§. 179. 
In Strafsachen gilt der Anklageprozeß. 
Schwurgerichte sollen jedenfalls in schweren Strafsachen und bei allen politischen 

Vergehen urtheilen. 
 

§. 180. 
Die bürgerliche Rechtspflege soll in Sachen besonderer Berufserfahrung durch 

sachkundige, von den Berufsgenossen frei gewählte Richter geübt oder mitgeübt werden. 
 

§. 181. 
Rechtspflege und Verwaltung sollen getrennt und von einander unabhängig sein. 
Ueber Competenzconflicte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden in 

den Einzelstaaten entscheidet ein durch das Gesetz zu bestimmender Gerichtshof. 
 

§. 182. 
Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; über alle Rechtsverletzungen entscheiden 

die Gerichte. 
Der Polizei steht keine Strafgerichtsbarkeit zu. 

 
§. 183. 

Rechtskräftige Urtheile deutscher Gerichte sind in allen deutschen Landen gleich 
wirksam und vollziehbar. 

Ein Reichsgesetz wird das Nähere bestimmen. 
 
 

Zur Beurkundung: 
  Frankfurt a. M., den 28. März 1849. 
 

Martin Eduard Simson von Königsberg in Preußen, d. Z. Präsident der 
verfassunggebenden Reichsversammlung. 

 
Carl Kirchgeßner aus Würzburg, d. Z. II. Stellvertreter des Vorsitzenden, 

Abgeordneter des Wahlbezirkes Weiler in Bayern. 
 

Friedrich Siegm. Jucho aus Frankfurt a. M., I. Schriftführer. 
 

Karl August Fetzer aus Stuttgart, Schriftführer. 
 

Dr. Anton Riehl aus Wien, Abgeordneter für Zwettl, Schriftführer. 
 

Karl Biedermann aus Leipzig, Abgeordneter für den XI. sächsischen Wahlbezirk, 
Schriftführer. 

 
Gustav Robert v. Mahlzahn aus Cüstrin, Abgeordneter für den Wahlkreis 

Königsberg i. d. R., Schriftführer. 
 

Mar Neumayr aus München, Abgeordneter für den X. oberbayerischen 
Wahlbezirk, Schriftführer. 

 
 

[...][1] 

[1] Anmerkung: Es folgen die Unterschriften von 392 weiteren Mitgliedern der 
Nationalversammlung (gesamt: 400 Unterschriften). 


